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» Suchen Sie auch
einen Mitarbeiter? »
Für unseren ganzen Berufsstand wird es immer schwieriger, geeignete und 
fachlich qualifizierte Mitarbeiter zu finden. Der Personalmangel trifft aller-
dings nicht nur uns Steuerberater und Wirtschaftsprüfer: Auch viele Klienten 
erzählen, dass gut ausgebildete und verlässliche Fachkräfte fehlen. Dies be-
stätigen auch mehrere Studien. Mehr als ein Drittel der Unternehmen geben 
an, dass sie nur schwer geeignete Mitarbeiter finden. Der Umstand, dass Stel-
len nicht besetzt werden können, belastet in der Regel das Stammpersonal 
der Unternehmen, führt zu teils erheblichen Umsatzeinbußen und dämpft 
deren Entwicklung.

Mit dem Mitarbeitermangel sind auch steigende Personalaufwendungen 
verbunden, da die Nachfrage das Angebot übersteigt. Fachkräfte zu bekom-
men und zu halten bindet immer mehr Ressourcen. Die Kostensteigerungen 
dafür werden letztendlich wohl die Konsumenten zu spüren bekommen.

Diesem Facharbeitermangel entgegenzusteuern, ist eine Aufgabe der Politik. 
Es braucht geeignete Rahmenbedingungen. Die Arbeitszeitflexibilisierung 
ist ein Schritt in die richtige Richtung, womit österreichische Betriebe bei 
Ihrer Arbeit unterstützt und nicht durch bürokratische Vorschriften belastet 
werden. Dies liegt im Interesse von Arbeitnehmern und Arbeitgebern, daher 
gibt es in dieser Frage mangels widerstreitenden Interessen keinen Anlass für 
einen gesellschaftlichen Kampf.

Wir Unternehmer sollen als das wahrgenommen werden, was wir sind:  
Unverzichtbare Bausteine unserer Gesellschaft für Arbeitsplätze, Entwick-
lung und Kultur, die durch Steuern sowie Sozialabgaben einen Beitrag zu 
einem funktionierenden Österreich leisten, in dem man gerne lebt.

AUS DEM INHALT

>
Abzugsteuer bei
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>
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tätigkeit

>
Zuschuss zur Entgelt-
fortzahlung für
Kleinbetriebe erhöht

>
Umsatzsteuer bei
Stornogebühren?

>
Pauschalierungsver-
ordnung für nichtbuch-
führende Gewerbetrei-
bende

>
Strafverteidigerkosten 
bei beruflicher Ver-
anlassung abzugsfähig

»Pauschalierungsverordnung für nicht-
buchführende Gewerbetreibende »
Mit der Novellierung der Pauschalierungsverordnung für nicht-
buchführende Gewerbetreibende ist jetzt trotz Führung einer 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung die Pauschalierung anwendbar.

Die Verordnung listet 54 Berufe samt entsprechenden Prozent-
sätzen auf, anhand derer die Betriebsausgaben auf Basis des  
Nettoumsatzes ermittelt werden.

Neben den pauschaliert ermittelten Betriebsausgaben können 
noch weitere Posten als Betriebsausgaben berücksichtigt wer-
den, wie etwa Wareneinkauf, Roh-, Hilfsstoffe, und Lohnaufwand.

Voraussetzungen für die Anwendung der oben genannten Ver-
ordnung sind seit dem 1.1.2018:

•  Es besteht keine Buchführungspflicht und es werden keine
ordnungsmäßigen Bücher geführt, die eine Gewinnermittlung 
durch Betriebsvermögensvergleich ermöglichen. 

•  Der Gesamtumsatz aus der Tätigkeit hat in einem der beiden 
vorangegangenen Kalenderjahre nicht mehr als EUR 110.000,00 
betragen. 

•  Die Umsatzsteuer wird nach vereinnahmten Entgelten berechnet. 

•  Das Wareneingangsbuch wird ordnungsmäßig geführt.

Mit der Novellierung der Pauschalierungsverordnung für nichtbuch-
führende Gewerbetreibende ist also die Führung einer Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung kein Ausschließungsgrund mehr für die An-
wendbarkeit der Pauschalierung. Die Änderung trat mit 1.1.2018 in 
Kraft und ist auf alle zum Zeitpunkt der Kundmachung der Verord-
nung noch nicht rechtskräftig veranlagten Fälle anzuwenden. Wenn 
die Steuererklärung 2017 noch nicht eingereicht ist, besteht trotz 
erstellter Einnahmen-Ausgaben-Rechnung die Möglichkeit, die un-
ter Umständen günstigere Pauschalierung in Anspruch zu nehmen! 

»Strafverteidigerkosten bei beruf-
licher Veranlassung abzugsfähig »
Strafverteidigungskosten sind als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig, wenn der strafrechtliche Vorwurf ausschließlich 
betrieblich veranlasst ist.

Bisher versagte der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) bei 
natürlichen Personen die Abzugsfähigkeit solcher Ver-
fahrenskosten. Ausgenommen davon waren nur Fälle, bei 
denen die Tat ausschließlich aus der beruflichen Tätigkeit 
heraus erklärbar war und in welchen der Beschuldigte 
freigesprochen wurde.

Verschulden nicht mehr entscheidend
In zwei aktuellen Entscheidungen ist der VwGH von dieser 
Rechtsmeinung abgegangen und entschied, dass die Straf-
verteidigungskosten dann als Betriebsausgaben abzugsfä-
hig sind, wenn der strafrechtliche Vorwurf ausschließlich 
und unmittelbar aus der beruflichen oder betrieblichen 
Sphäre des Steuerpflichtigen erklärbar und damit betrieb-
lich veranlasst ist.

Es kommt nicht mehr darauf an, ob ein Freispruch gefällt 
wird oder nicht. Diese Grundsätze gelten sowohl für die 
Einkommensteuer bei natürlichen Personen, als auch für 
die Körperschaftsteuer bei Kapitalgesellschaften oder Ver-
einen.

In der Folge können auch die Vorsteuern aus Rechnungen 
von Strafverteidigern somit abgezogen werden.

ECA-Steuertipp:

Im Rahmen einer Betriebsprüfung ist nachzuweisen, dass 
die Aufwendungen nicht dem Privatbereich zuzurechnen 
sind.
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Engagiert ein Musikveranstalter Künstler 
oder andere Mitwirkende an Unterhal-
tungsdarbietungen aus dem Ausland, 
muss er eine Abzugsteuer einbehalten.

Der österreichische Musikveranstalter 
muss dem Finanzamt mittels Formular 
die Bemessungsgrundlage der Abzug-
steuer melden und diese bis zum 15. 
des Folgemonats in einer Gesamtsum-
me an das Finanzamt abführen. Hin-
sichtlich der Höhe der Steuer und der 
Bemessungsgrundlage ist zwischen 
Brutto- und Nettobesteuerung zu un-
terscheiden.

Bruttobesteuerung
Bei Anwendung der Bruttobesteuerung 
beträgt der Steuersatz 20 %. Bemes-
sungsgrundlage ist der volle Betrag der 
Einnahmen des ausländischen Künstlers 
(ohne Umsatzsteuer). Zur Bemessungs-
grundlage zählen insbesondere das 
unmittelbare Entgelt, Honorar, Gebühr 
und dergleichen sowie die vom öster-
reichischen Musikveranstalter direkt 
übernommenen oder ersetzten Kosten 
wie zum Beispiel die Kosten für Anreise, 
Unterkunft und Verpflegung.

Bei nur kurzfristig befristeten Auslandsaufenthalten müssen alle weltweiten Einkünfte 
in Österreich versteuert werden.

Begründet ein Steuerpflichtiger sowohl im Inland als auch im Ausland einen Wohn-
sitz, so wäre er im Regelfall in beiden Staaten mit seinem gesamten Welteinkommen 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Um eine Besteuerung des gleichen Einkom-
mens in zwei Staaten zu vermeiden, wurden zwischen einzelnen Staaten Doppelbe-
steuerungsabkommen (DBA) ausverhandelt.

Abhängig von der jeweiligen Einkunftsart sehen diese DBA vor, welcher Staat ein Ein-
kommen besteuern darf und welcher Staat letzten Endes ganz oder teilweise auf sei-
ne Besteuerung verzichten muss. Dafür ist zunächst die Ansässigkeit des jeweiligen 
Steuerpflichtigen festzustellen. 

Wohnsitz und Mittelpunkt des Lebensinteresses

Eine Person ist in jenem Staat ansässig, in dem diese über eine ständige Wohnstät-
te und damit über einen sogenannten „Wohnsitz“ verfügt. Ist der Steuerpflichtige 
aufgrund dieses Kriteriums in zwei Staaten ansässig, so ist für die Beurteilung der 
Ansässigkeit der Mittelpunkt des Lebensinteresses festzustellen. Der Mittelpunkt des 
Lebensinteresses liegt dabei in jenem Staat, zu dem die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen bestehen.

Längerer Beobachtungszeitraum als bisher

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) entschied kürzlich, dass bei der Ermitt-
lung des Mittelpunktes der Lebensinteressen nicht nur auf die Verhältnisse 
eines Jahres, sondern auf einen längeren Beobachtungszeitraum abzustellen ist. 
Eine zeitlich begrenzte Auslandstätigkeit lässt den Mittelpunkt der Lebensinteressen 

»Abzugsteuer bei Musikveranstaltungen »

»Besteuerung bei befristeter Auslandstätigkeit »

Nettobesteuerung

Ist der ausländische Künstler in einem 
Mitgliedstaat der EU oder des EWR 
(Liechtenstein, Norwegen, Island) ansäs-
sig, können unter bestimmten Voraus-
setzungen zusätzlich die mit dem Ent-
gelt unmittelbar zusammenhängenden 
Werbungskosten beziehungsweise 
Betriebsausgaben des ausländischen 
Künstlers wie zum Beispiel Flugtickets, 
oder Hotelrechnungen von der Bemes-
sungsgrundlage abgezogen werden. Im 
Falle dieser Nettobesteuerung erhöht 
sich der Steuersatz auf 25 %. 

Da der österreichische Veranstalter für 
die Richtigkeit des Steuerabzugs haftet, 
sollte im Zweifel die Bruttobesteuerung 
angewendet werden. In diesem Fall 
muss der ausländische Künstler seine 
Betriebsausgaben selbst im Rahmen der 
Veranlagung seiner beschränkt steuer-
pflichtigen Einkünfte geltend machen.

Ausnahmen vom Steuerabzug

Der österreichische Veranstalter kann 
unter bestimmten Voraussetzungen 
vom Steuerabzug absehen, wenn das 

»Zuschuss zur Entgeltfortzahlung
für Kleinbetriebe erhöht »

»Umsatzsteuer bei
Stornogebühren? »
Stornogebühren, Reuegelder oder Ver-
tragsstrafen, die ein Käufer aufgrund sei-
nes vorzeitigen Rücktritts vom Vertrag zu 
leisten hat, unterliegen beim Verkäufer 
nicht der Umsatzsteuer.

Beispiel 1:

Ein Kunde bucht in einem Wellnessho-
tel ein Zimmer über einen Zeitraum von 
einer Woche. Aus beruflichen Gründen 
muss der Kunde unmittelbar vor der An-
reise den Urlaub stornieren. Daraufhin 
wird eine Entschädigung in Höhe von 
EUR 500,00 fällig. Mangels Gegenleis-
tung des Hotelbetreibers für die Ent-
schädigung muss dieser keine Rechnung 
mit Umsatzsteuer ausstellen.

Ebenso sind Leistungen von Versiche-
rungsgesellschaften für eingetretene 
Versicherungsfälle grundsätzlich nicht 
umsatzsteuerbar, da der bezahlte Geld-
ersatz weder eine Gegenleistung für die 
bezahlten Prämien noch das Entgelt für 
eine Lieferung oder sonstige Leistung 
des Versicherungsnehmers darstellt.

Ein „unechter Schadenersatz“ und da-
mit ein umsatzsteuerpflichtiger Vorgang 
liegt jedoch etwa in folgendem Fall vor:

Beispiel 2:

Eine Glaserei beauftragt eine Reini-
gungsfirma mit der Reinigung der 
Fenster des Firmengebäudes. Bei den 
Reinigungsarbeiten wird ein Schaden 
am Glasdach der Glaserei verursacht. 
Beauftragt die Reinigungsfirma die Gla-
serei, den Schaden selbst zu beseitigen 
und ersetzt die Reinigungsfirma der 
Glaserei die anfallenden Material- und 
Arbeitskosten, ist in der von der Glaserei 
ausgestellten Rechnung Umsatzsteuer 
auszuweisen. Durch die Beauftragung 
der Glaserei, den Schaden selbst zu 
beseitigen, entstehen Ansprüche aus 
einem Werkvertrag.

Ob ein umsatzsteuerbarer Vorgang vor-
liegt und der Umsatz dann von der Um-
satzsteuer befreit ist oder nicht, muss 
stets anhand der Umstände beurteilt 
werden. 

ausbezahlte Entgelt abzüglich Kostener-
sätze maximal EUR 1.000,00 beträgt 
und die vom ausländischen Künstler in 
Österreich erzielten Einkünfte pro Jahr 
insgesamt nicht mehr als EUR 2.000,00 
betragen. Außerdem könnten im Ein-
zelfall Doppelbesteuerungsabkommen 
eine andere Regelung vorsehen.

ECA-Steuertipp:

Die Regelung der Abzugsteuer gilt 
unter anderem auch für Vortragende, 
ausländische Aufsichtsratsmitglieder 
sowie Arbeitskräfteüberlasser.

Übersehen Sie die Abzugsteuer nicht: 
Denn wer die Vergütung auszahlt, 
haftet für diese.

nämlich auch dann im Inland bestehen, 
wenn die Familie an den Arbeitsort im 
Ausland mitzieht, die Wohnung im Inland 
aber beibehalten wird. Darüber hinaus 
kommt wirtschaftlichen Beziehungen in 
der Regel eine geringere Bedeutung zu 
als persönlichen Beziehungen.

Bei kurzfristig befristeten Auslandsauf-
enthalten in etwa bis zu einer Dauer 
von zwei Jahren ist daher noch nicht von 
einer Verlagerung der Ansässigkeit ins 
Ausland auszugehen.

Nichtsdestotrotz ist der Ansässigkeits-
ort bereits im Vorfeld einer Auslandstä-
tigkeit stets anhand des jeweiligen 
Einzelfalles zu beurteilen, da bei einer 
Verlagerung der Ansässigkeit neben 
internationalen Steueraspekten auch 
mögliche sozialversicherungsrechtliche 
Aspekte wie eine allfällige Begründung 
einer Versicherungspflicht im Ausland 
und nationale steuerliche Konsequenzen 
wie eine mögliche Wegzugsbesteuerung 
im Inland zu berücksichtigen sind.

Kleinunternehmen erhalten seit 1.7.2018 
von der AUVA 75 % anstatt 50 % des an 
den arbeitsunfähigen Dienstnehmer 
fortgezahlten Entgeltes erstattet.

Dienstgeber, die in ihrem Unterneh-
men durchschnittlich nicht mehr als 50 
Dienstnehmer beschäftigen, erhalten 
unter bestimmten Voraussetzungen von 
der Allgemeinen Unfallversicherungs-
anstalt (AUVA) einen Zuschuss nach 
Entgeltfortzahlung wegen Unfall oder 
Krankheit eines Dienstnehmers.

Mit 1.7.2018 wurde für kleine Un-
ternehmen, die nicht mehr als zehn 
Dienstnehmer beschäftigen, diese Un-
terstützungsleistung von 50 % auf 75 % 
erhöht.

Dienstgeber auch von Lehrlingen und 
geringfügig Beschäftigten sind zu-
schussberechtigt, wenn 

•  Sie in Ihrem Betrieb regelmäßig
weniger als 51 Dienstnehmer be-
schäftigen, 

•  Ihr Dienstnehmer bei der AUVA
versichert ist, 

•  Ihr Dienstnehmer einen Unfall hatte 
beziehungsweise eine Arbeitsverhin-
derung durch Krankheit eingetreten 
ist, 

•  die Arbeitsverhinderung bei Unfall 
länger als drei, beziehungsweise bei 
Krankheit länger als zehn aufeinan-
der folgende Tage dauerte, 

•  das Entgelt fortgezahlt wurde und

•  Sie einen Antrag auf Zuschuss stellen.

Nicht mehr als zehn
Dienstnehmer

Als Kleinunternehmen gelten jene Be-
triebe, die im Jahresdurchschnitt nicht 

mehr als zehn Dienstnehmer beschäf-
tigen. Angewendet wird die neue Rege-
lung bei Arbeitsverhinderungen infolge 
von Krankheit beziehungsweise Unfäl-
len, die nach dem 30.6.2018 eingetreten 
sind, wenn ein Anspruch auf den Zu-
schuss besteht.

Der Zuschuss gebührt bei Arbeitsunfä-
higkeit, die

•  aufgrund eines Freizeit- oder Arbeits-
unfalls oder 

•  bei Unfällen als Mitglied oder freiwil-
liger Helfer einer Blaulichtorganisati-
on während der Ausbildung, Übung 
oder im Einsatzfall oder 

•  bei Unfällen als Zivil-, Präsenz- oder 
Ausbildungsdiener während eines 
Einsatzes im Rahmen des Katastro-
phenschutzes und der Katastrophen-

hilfe eingetreten ist.

Der Zuschuss wird bei Unfall ab dem 
ersten Tag, beziehungsweise bei Krank-
heit ab dem elften Tag der Entgeltfort-
zahlung für die Dauer von maximal 42 
Kalendertagen pro Arbeitsjahr (Kalen-
derjahr) gewährt.

Die Höhe des Zuschusses ist mit dem 
1,5-fachen der ASVG-Höchstbeitrags-
grundlage begrenzt (Wert 2018: EUR 
5.130,00 x 1,5 = EUR 7.695,00).

ECA-Hinweis:

Der Zuschuss wird nur dann aus-
bezahlt, wenn ein entsprechender 
Antrag bei der jeweiligen Landesstelle 
der AUVA innerhalb von drei Jahren 
nach Beginn des Entgeltfortzahlungs-
anspruches eingebracht wird.

Dieser soll möglichst auf elektroni-
schem Wege erfolgen. 
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